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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Fragen des Gesundheitswesens 
(14. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung der Kranken- 
und Kinderkrankenpflege (Krankenpflegegesetz) 

- Drucksache 3107 - 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Steinbiß: 


Die Vorlage eines Gesetzes zur Ordnung der 
Krankenpflege ist schon vom 1. Deutschen Bun- 
destag gefordert worden. Zu Beginn dieser Legis- 
laturperiode wurde durch die Fraktion der DP 
wieder ein entsprechender Antrag gestellt, aber 
wieder zurückgezogen, nachdem die Vertreter der 
Bundesregierung versichert hatten, daß der Ent- 
wurf eines Krankenpflegegesetzes mit aller Be- 
schleunigung im Bundesministerium des Innern 
bearbeitet wird. Der Entwurf dieses Gesetzes 
wurde dem Bundestag durch die Bundesregierung 
am 18. Januar 1957 vorgelegt. Der Ausschuß für 
Fragen des Gesundheitswesens war davon über- 
zeugt, daß die Neuordnung der Ausbildung der 
Krankenpflegepersonen so dringlich ist, daß die 
Verabschiedung des Gesetzes noch in dieser Legis- 
laturperiode mit allen Mitteln anzustreben ist. Der 
Ausschuß hat deshalb den Entwurf mit der größt- 
möglichen Intensität beraten, obschon dabei 
manche Meinungsverschiedenheiten auftraten, die 
geklärt werden mußten. Die Notlage der Kranken- 
pflegepersonen hat in der letzten Zeit die Öffent- 
lichkeit stark beschäftigt, der Gesetzentwurf be- 
deutet auch einen ersten Schritt zu dem Ziele, 
dieser Notlage abzuhelfen, soweit das auf dem 
Wege der Gesetzgebung möglich ist. Er bringt nicht 
nur eine den Fortschritten der medizinischen 
Wissenschaft angepaßte Verlängerung und Ver- 
tiefung der Ausbildung, er soll auch für etwa 
10 000 in der Krankenpflege beschäftigte Personen 
die Möglichkeit schaffen, die Krankenpflegeprü- 
fung abzulegen und damit einen Ansprudi auf eine 
bessere Bezahlung zu erwerben. Nach den Be- 
stimmungen der Kr.T. erhält jetzt ein Kranken- 
pfleger ohne Prüfung bei gleicher Tätigkeit im 
Monat 35 DM weniger als eine geprüfte Kranken- 
pflegeperson. 


Aus diesen Gründen konnte sich der Ausschuß 
für Fragen des Gesundheitswesens auch nicht der 
Empfehlung des Bundesrates anschließen, die Ent- 
würfe eines Gesetzes zur Ausübung der Kranken- 
und Kinderkrankenpflege, eines Gesetzes zur Aus- 
übung der Berufe des Masseurs, des Masseurs und 
medizinischen Bademeisters und des Kranken- 
gymnasten, sowie eines Gesetzes zur Ausübung 
des Berufs der medizinisch-technischen Assistentin 
zu einem Gesetz zusammenzufassen. Eine derartige 
Bemühung hätte voraussichtlich dazu geführt, daß 
ein solches zusammengefaßtes Gesetz in dieser Le- 
gislaturperiode nicht mehr hätte verabschiedet 
werden können. Dem Ausschuß war aber daran 
gelegen, wenigstens das dringlichste der drei Ge- 
setze, nämlich das Krankenpflegegesetz, noch zur 
Verabschiedung zu bringen. 

Zwei grundsätzliche Fragen haben den Ausschuß 
stark beschäftigt. Das eine war die Frage, ob das 
Gesetz die Ausübung der Krankenpflege oder nur 
die Berufsbezeichnung schützen soll. Sie wurde 
eingehend geprüft, die Mehrheit der Ausschuß- 
mitglieder schloß sich den von der Regierung in 
der Begründung zum Gesetz gebrachten Argumen- 
ten an, zumal der derzeitige Mangel an Pflege- 
personal einen Verzicht auf die Beschäftigung nicht 
voll ausgebildeter Hilfskräfte in der Krankenpflege 
nicht zuläßt. Wege, auf denen dem Mangel an 
Krankenpflegepersonal wirklich ohne die Mithilfe 
solchen Hilfspersonals abgeholfen werden kann, 
konnten bisher von niemandem aufgezeigt werden. 
Um für nicht voll ausgebildete Pflegepersonen 
einen Anreiz zu schaffen, die Krankenpflegeprü- 
fung abzulegen, wurde in § 9 Abs. 3 für diese Per- 
sonen ein erleichterter Zugang zur Prüfung vorge- 
sehen. Der Ausschußmehrheit erschien das als ein 
sicherer Weg, zu dem Ziele zu kommen, möglichst 
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viel geprüfte Krankenpflegepersonen zu gewinnen, 
als ein Verbot der Beschäftigung ungeprüfter 
Krankenpflegepersonen unter der recht vagen 
Hoffnung, daß sich Wege, genügend Nachwuchs 
geprüfter Krankenpflegepersonen zu erhalten, schon 
noch finden werden. 

Die zweite Meinungsverschiedenheit war die 
Frage nach der 2- oder 3jährigen Ausbildung. Der 
Ausschuß hat ein Kompromiß geschlossen dahin- 
gehend, daß die Ausbildung insgesamt 3 Jahre be- 
trägt, Es steht den Krankenpflege- und Kinder- 
krankenpflegeschulen frei, zu wählen, ob die Prü- 
fung nach dem 2. oder 3. Jahr abzulegen ist. Auf 
jeden Fall wird die Erlaubnis erst nach dem 3. Jahr 
gegeben. Hiermit ist den Wünschen der Schwestern- 
verbände Rechnung getragen worden. 

Im einzelnen ist zu sagen: 

Zur Überschrift 

Die vorgeschlagene Fassung der Überschrift ent- 
spricht nach Auffassung des Ausschusses dem Ge- 
setzesinhalt besser als die bisherige Fassung. 

Zu § 1 

Der Ausschuß schlägt vor, durch einen Zusatz 
klar zum Ausdruck zu bringen, daß auch die 
Geisteskrankenpflege als vollwertige Kranken- 
pflege anzusehen ist. Ein Antrag, in einem Absatz 2 
zu bestimmen, daß im Krankenhaus nicht voll aus- 
gebildete Hilfskräfte nur unter Aufsicht geprüfter 
Krankenpflegepersonen tätig sein dürfen, wurde 
abgelehnt. Die Erfahrungen, insbesondere in Nie- 
dersachsen, haben gezeigt, daß eine solche Bestim- 
mung praktisch nicht durchführbar ist. 

Zu § 2 

Bezüglich der Fassung des Absatzes 2 ist der 
Ausschuß dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates gefolgt, jedoch mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle einer Kannbestimmung eine Mußvorschrift 
treten soll. Der Aussdiuß wollte die Frage der An- 
erkennung einer in der Sowjetzone erworbenen 
gleichwertigen Befähigung nicht in das freie Er- 
messen der zuständigen Behörde stellen. 

Zu §§ 3 bis 5 

Die §§ 3 bis 5 wurden von dem Ausschuß unver- 
ändert in der Regierungsvorlage angenommen, da 
es sich um Vorschriften handelt, die gleichlautend 
für alle Heilhilfsberufe gelten. Der Ausschuß 
schlägt lediglich vor, in § 4 Abs. 1 Nr. 3 um der 
Klarstellung willen an Stelle des Wortes „Vor- 
schriften“ das Wort „Rechtsvorschriften“ zu setzen. 

Zu § 6 

Der Ausschuß legte Wert darauf, daß die Aus- 
bildung während ihrer gesamten Dauer ein ein- 
heitliches Ganzes sein soll und deshalb nur dann 
außerhalb der Krankenpflegeschule durchgeführt 
werden darf, wenn sie auch dort unter der Ver- 
antwortung und der Aufsicht der Schule steht. 


Zu § 7 

Der Ausschuß konnte sich nicht der Auffassung 
des Bundesrates anschließen, er hat sich vielmehr 
die Stellungnahme der Bundesregierung hierzu zu 
eigen gemacht. Wenn es in der Kompetenz des 
Bundesgesetzgebers liegt, die Voraussetzungen zu 
bestimmen, unter denen ein Bewerber zu einem 
Heilberuf zugelassen werden kann, dann muß diese 
Kompetenz sich auch darauf erstrecken, Bestim- 
mungen darüber zu treffen, unter welchen Bedin- 
gungen die Ausbildungsstätten als geeignet anzu- 
sehen sind. Der Ausschuß hielt es für richtig, durch 
eine Umstellung in Absatz 1 zum Ausdruck zu 
bringen, daß die Leitung der Schule durch Arzt 
oder Oberin gemeinsam die Regel bilden soll. An- 
träge, weitergehende Bestimmungen bezüglich der 
Gestaltung der Schule zu treffen, wurden im Aus- 
schuß abgelehnt. 

Zu § 8 bis 11 

Der Ausschuß konnte auch hier nicht der Auf- 
fassung des Bundesrates folgen. Er ging insbeson- 
dere davon aus, daß der Bundesgesetzgeber nicht 
durch den Hinweis auf rechtssystematische Ge- 
sichtspunkte gehindert ist, Bestimmungen, die ihm 
als wesentlich erscheinen, im Gesetz selbst zu tref- 
fen, statt sie einer zu erlassenden Rechtsverordnung 
zu überlassen. Der Ausschuß schlägt lediglich in 
§ 8 einige redaktionelle Änderungen vor, er schlägt 
ferner vor, in § 10 eine Unterbrechung des Lehr- 
gangs durch Krankheit bis zur Dauer von 10 Wo- 
chen anzurechnen. 

Zu § 12 

Der Ausschuß schlägt die schon vorher erwähnte 
Änderung vor, daß es der Schule gestattet sein soll, 
zu bestimmen, ob die Prüfung nach dem Lehrgang 
oder erst nach Ableistung der praktischen Tätigkeit 
abzulegen ist. Es erschien dem Ausschuß richtig, 
daß unter diesen Umständen diese Bestimmung 
hinter § 13 einzureihen ist, unter gleichzeitiger Be- 
rücksichtigung des Vorschlags des Bundesrates 
bezüglich Absatz 2. Die von dem Bundesrat vor- 
geschlagene Überschrift des neuen Abschnitts muß 
dann entsprechend geändert werden. 

Zu § 13 

Entsprechend der zu § 6 mitgeteilten Auffassung 
des Ausschusses wird vorgeschlagen, zu bestimmen, 
daß die praktische Tätigkeit unmittelbar im An- 
schluß an den Lehrgang abzuleisten ist, und in Ab- 
satz 3 den Satz 2 zu streichen. Damit ergeben sich 
einige redaktionelle Änderungen. 

Zu § 15 

Der Ausschuß schlägt vor, daß die unberechtigte 
Führung der Berufsbezeichnung nicht als eine Ord- 
nungswidrigkeit, sondern als eine strafbare Hand- 
lung anzusehen ist. Es handelt sich um eine Bestim- 
mung, die zum Schutze der Volksgesundheit ge- 
troffen ist. Jeder Kranke, der sich einer Person 
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anvertraut, die eine im Gesetz genannte Berufs- 
bezeichnung führt, setzt nicht nur bestimmte Er- 
wartungen in ihr technisches Können, er ist auch 
bereit, sich ihr gegenüber in einer Weise zu offen- 
baren, wie er es anderen Menschen gegenüber nicht 
tun wird. Eine Täuschung des Kranken bedeutet 
also in jedem Falle einen schweren Vertrauens- 
bruch, durch sie kann ihm Schaden an Leib und 
Seele zugefügt werden. 

Außerdem steht die Bestimmung der Regierungs- 
vorlage in einem auffallenden Gegensatz zu der 
Strafbestimmung des § 132 a StGB, soweit sie sich 
auf das unberechtigte Tragen genehmigter Berufs- 
trachten und Berufsabzeichen bezieht. Würde man 
es hier bei einer Ordnungswidrigkeit belassen, dann 
würde z. B. eine Person, die zwar berechtigt ist, 
sich als Krankenschwester zu bezeichnen, die aber 
eine Tracht trägt, die einer genehmigten Tracht 
zum Verwechseln ähnlich sieht, mit Gefängnis be- 
straft, eine Person aber, die sich unberechtigt Kran- 
kenschwester nennt und unter einer unverwechsel- 
baren Phantasietracht Leibbinden oder sogen, 
hygienische Artikel verkauft, nur mit Geldbuße 
belegt werden. 

Zu § 16 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß in der 
Regierungsvorlage eine Bestimmung dahingehend 
fehlt, daß bereits anerkannte Kranken- oder Kin- 
derkrankenschulen weiter anerkannt bleiben. Er 
hielt es für richtig, eine solche Bestimmung in 
einem besonderen Paragraphen aufzunehmen. 

Zu Absatz 2 war der Antrag gestellt worden, 
auch weiteren Krankenpflegepersonen, die wäh- 
rend einer bestimmten Dauer die Krankenpflege 


ausgeübt haben, ohne eine Prüfung abgelegt zu 
haben, die Erlaubnis nach § 1 zu erteilen unter 
Befreiung von der Ablegung der Prüfung. Der An- 
trag wurde abgelehnt. Er übersieht folgendes; 

1. daß alle Schwesternhelferinnen, denen bisher 
eine Möglichkeit zur Ablegung der Krankenpflege- 
prüfung nicht gegeben war, diese Prüfung abzu- 
legen wünschen, um als den geprüften Schwestern 
vollwertig zu erscheinen, 

2. daß die in Absatz 3 genannten Geisteskranken- 
pfleger und -Pflegerinnen wenn auch nicht eine 
Krankenpflegeprüfung, so doch eine sog. Haus- 
prüfung abgelegt haben. Um deutlicher zu machen, 
daß sie nur deshalb von der Ablegung der Kran- 
kenpflegeprüfung befreit sein sollen, wurde in Ab- 
satz 3 ein entsprechender Zusatz eingefügt. 

Zu § 19 

Die vorgeschlagenen Ergänzungen sind aus Grün- 
den der Vollständigkeit notwendig. Durch den neu- 
einzuführenden Absatz 2 soll erreicht werden, daß 
die in den dort genannten Bestimmungen festge- 
iegte Versicherungspfiicht für Schülerinnen weiter 
aufrechterhalten bleibt. 

Der Gesetzentwurf liegt jetzt dem Hohen Hause 
zur Beschlußfassung vor. Der Ausschuß für Fragen 
des Gesundheitswesens bittet das Hohe Haus, ihm 
in der vorgelegten Form seine Zustimmung zu 
geben. 

Bonn, den 25. April 1957 

Frau Dr. Steinbiß 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 3107 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung mit der neuen Überschrift „Entwurf 
eines Gesetzes über die Ausübung des Berufs der 
Krankenschwester, des Krankenpflegers und der 
Kinderkrankenschwester (Krankenpflegegesetz)“ 
anzunehmen; 

2. folgende Entschließung zu fassen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

dem Bundestag baldmöglichst einen umfassenden 
Bericht zu erstatten 

1. über die gegenwärtige wirtschaftliche Lage der 
öffentlichen, karitativen und privaten Kranken- 
anstalten, insbesondere über die Frage, inwieweit 
die Selbstkosten durch die Pflegesätze gedeckt 
sind, und inwieweit notwendige Neuerrichtungen, 
Erweiterungen und Verbesserungen der Einrich- 
tung infolge Mangel an Geldmitteln unterbleiben; 

2. darüber, in welchem Umfange die Neueinstellung 
von Personal in den Krankenanstalten notwendig 
ist, um eine fühlbare Entlastung des Pflege- 
personals zu erreichen, in welchem Umfange die 
allgemeine Arbeitsmarktlage die Gewinnung aus- 
reichenden Personals erschwert und in welchem 
Umfange die Selbstkosten der Krankenanstalten 
sich durch diese Personaleinstellung und durch 
eine Hebung der Vergütung des Pflegepersonals 
erhöhen werden; 


3. wie viele deutsche Krankenpflegepersonen durch 
Vermittlung der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung im Aus- 
land Beschäftigung gefunden haben, in welchen 
Ländern sie tätig sind und was der Bundes- 
anstalt über die Motive bekanntgeworden ist, 
die deutsche Krankenpflegepersonen veranlassen, 
eine Tätigkeit im Ausland zu suchen, 

4. welche Maßnahmen die Bundesregierung zu er- 
greifen gedenkt, um dafür zu sorgen, daß die 
Krankenanstalten wirtschaftlich in die Lage ver- 
setzt werden, alles zu tun, was zu einer fühl- 
baren Entlastung des Pflegepersonals beitragen 
kann, insbesondere welche Möglichkeiten die 
Bundesregierung sieht, ihrerseits den Kranken- 
anstalten finanzielle Hilfe zu gewähren, und ob 
und welche verfassungsrechtlichen Bedenken 
einer solchen Absicht entgegenstehen; 

5. ob die Bundesregierung beabsichtigt, dem Bun- 
destag einen Gesetzentwurf vorzulegen, der nicht 
nur die Aufstellung einer genügenden Anzahl 
von Krankenhausbetten sichert, sondern auch die 
finanzielle Sicherung der Unterhaltung der 
Krankenhäuser regelt. 

Bonn, den 25. April 1957 

Der Ausschuß für Fragen des Gesundheitswesens 
Dr. Hammer Frau Dr. Steinbiß 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Ausübung der Kranken- und 
Kinderkrankenpflege (Krankenpflegegesetz) 

- Drucksache 3107 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Fragen 
des Gesundheitswesens 

(14. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Ausübung der Kranken- 
und Kinderkrankenpflege 
(Krankenpflegegesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. Die Erlaubnis zur Führung der 
Berufsbezeichnung 

S 1 

Wer die Krankenpflege unter der Bezeich- 
nung „Krankenschwester“ oder „Kranken- 
pfleger“ oder die Kinderkrankenpflege unter 
der Bezeichnung „Kinderkrankenschwester“ 
ausüben will, bedarf der Erlaubnis. 


§ 2 

(1) Die Erlaubnis wird Personen erteilt, die 
nachwelsen, daß sie 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs 
der Krankenschwester, des Krankenpflegers 
und der Kinderkrankenschwester 
(Krankenpflegegesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. Die Erlaubnis zur Führung der 
Berufsbezeichnung 

§ 1 

(1) Wer die Krankenpflege unter der Be- 
zeichnung „Krankenschwester“ oder Kran- 
kenpfleger“ oder die Kinderkrankenpflege 
unter der Bezeichnung „Kinderkranken- 
schwester“ ausüben will, bedarf der Er- 
laubnis. 

(2) Die Krankenpflege im Sinne dieses 
Gesetzes umfaßt auch die Geisteskranken- 
pflege. 

§ 2 

(1) Die Erlaubnis wird Personen erteilt, die 
nachweisen, daß sie 
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Entwurf 

1. an dem Lehrgang (§§ 8 bis 11) teilgenom- 
men, 

2. die Prüfung (5 bestanden und 

3. die praktisdie Tätigkeit (§ 13) abgeleistet 
haben. 

(2) Die Erlaubnis kann in Ausnahme fällen 
auch Personen erteilt werden^ die eine im 
Ausland erworbene gleichwertige Ausbildung 
nachweisen, wenn der Bundesminister des 
Innern nicht widerspricht. Die Erlaubnis 
kann nur im Benehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern versagt werden. 

(3) Die Erlaubnis gilt auch außerhalb des 
Landes^ in dem sie erteilt wurde. 

§ 3 

(1) Die Erlaubnis Ist zu versagen, wenn die 
Bewerberin (der Bewerber) 

1. nicht im Besitz der bürgerlldien Ehren- 
rechte ist, 

2. sich schwerer Verfehlungen sdiuldig ge- 
macht hat, aus denen sich die Unzuverläs- 
sigkeit zur Ausübung des Berufs ergibt, 
oder 

3. wegen eines körperlichen Gebrechens, 
wegen Schwäche ihrer (seiner) geistigen 
oder körperlichen Kräfte oder wegen einer 
Sucht die für die Ausübung des Berufs er- 
forderliche Eignung nicht besitzt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 
und 3 ist die Bewerberin (der Bewerber) vor- 
her zu hören. Ist die Bewerberin (der Bewer- 
ber) nicht voll geschäftsfähig, so ist auch der 
gesetzliche Vertreter zu hören. 

S 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, 
wenn 

Leine Voraussetzung für die Erteilung der 
Erlaubnis Irrtümlich als gegeben angenom- 
men worden ist oder 

2. nachträglich Tatsachen eingetreten sind, 
die die Versagung der Erlaubnis nach § 3 
rechtfertigen würden, oder 

3. die Inhaberin (der Inhaber) der Erlaubnis 
den für die Ausübung des Berufs erlasse- 
nen Vorschriften wiederholt zuwiderge- 
handelt oder unbefugt die Heilkunde aus- 
geübt hat. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

1. unverändert 

2. die Prüfung (§ 13a) bestanden und 

3. unverändert 

(2) Die Erlaubnis ist auch Personen zu er- 
teilen, die eine außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes erworbene gleidi- 
wertige Ausbildung nachweisen. 


(3) entfällt 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, 
wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. die Inhaberin (der Inhaber) der Erlaubnis 
den für die Ausübung des Berufs erlasse- 
nen Reditsvorsdiriften wiederholt zu- 
widergehandelt oder unbefugt die Heil- 
kunde ausgeübt hat. 
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Entwurf 

(2) Die Inhaberin (der Inhaber) der Er- 
laubnis Ist vorher zu hören. Ist die Inhaberin 
(der Inhaber) der Erlaubnis nicht voll ge- 
schäftsfähig, so Ist auch der gesetzliche Ver- 
treter zu hören. 

§ 5 

Eine Erlaubnis, die auf Grund des § 4 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 zurückgenommen wurde, 
kann wlederertellt werden, wenn Tatsachen 
eingetreten sind, die eine Wiedererteilung 
unbedenklich erscheinen lassen. 


11. Die Krankenpflegeschulen 

§ 6 

Die nach § 2 Abs. 1 vorgeschriebene Aus- 
bildung dauert drei Jahre. Sie erfolgt in 
Krankenpflege- und Kinderkrankenpflege- 
schulen, die als zur Ausbildung geeignet 
staatlich anerkannt sind (§ 7), und in Anstal- 
ten, die zur Ausbildung ermächtigt sind 
(§ 13). 


§ 7 

Eine Krankenpflege- oder Kinderkranken- 
pflegeschule ist zur Ausbildung geeignet, 
wenn sie 

1. von einem geeigneten Arzt, einer Oberin 
oder leitenden Schwester oder gemeinsam 
von einem geeigneten Arzt und einer 
Oberin oder leitenden Schwester geleitet 
wird, 

2. über die für die vorgesehene Höchstzahl 
der Schüler erforderlichen Ausbildungs- 
möglichkeiten verfügt, insbesondere 

a) über eine ausreichende Zahl geeigneter 
Lehrkräfte für den theoretischen und 
praktischen Unterricht, darunter eine 
Unterrichtsschwester (einen Unter- 
richtspfleger) verfügt, 

b) 'die erforderlichen Räume und Einrich- 
tungen für den Unterricht und für die 
Unterbringung der Lernschwestern (der 
Lernpfleger) besitzt und 

3. einer geeigneten Krankenanstalt angeglie- 
dert ist. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
(2) unverändert 


II. Die Krankenpflegeschulen 

§ 6 

Die nach § 2 Abs. 1 vorgeschriebene Aus- 
bildung dauert Insgesamt drei JpLre. Sie er- 
folgt in Krankenpflege- und K’nderkranken- 
pflegeschulen, die als zur Ausbildung geeig- 
net staatlich anerkannt sind (§ 7), und in 
Anstalten, die unter Jer Aufsicht der Lei- 
tung der Kranker pflege- oder Kinderkran- 
kenpflegeschule stehen und zur Ausbildung 
ermächtigt sbid (§ 13). 

§ 7 

Eine Krankenpflege- oder Kinderkranken- 
pflegeschule ist zur Ausbildung geeignet, 
wenn sie 

1. gemeinsam von einem geeigneten Arzt 
und einer Oberin oder leitenden Schwe- 
ster, von einem geeigneten Arzt, einer 
Oberin oder leitenden Schwester geleitet 
wird, 

2. unverändert 


3. unverändert 
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Entwurf 
III. Der Lehrgang 

§ 8 

(1) Bewerberinnen und Bewerber um die 
Zulassung zum Besuch der Krankenpflege- 
oder Kinderkrankenpflegeschule haben nach- 
zuweisen 

1. die Vollendung des 18. Lebensjahres, 

2. mindestens abgeschlossene Volksschulbib 
düng oder eine gleichwertige Schulbildung, 

3. ihre körperliche Eignung zur Ausübung 
des Berufs durch Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses einschließlich eines Röntgenbe- 
fundes der Lungen, 

Sie haben ferner ein polizeiliches Führungs- 
zeugnis beizubringen. 

(2) Bewerberinnen müssen außerdem eine 
einjährige hauswirtschaftliche Tätigkeit In 
eigener oder fremder Familie, in einer Lehr- 
anstalt, in einer geeigneten Anstalt, einer 
hauswirtschaftlichen Schule oder einer Schwe- 
sternvorschule abgeleistet haben. 

(3) Von dem Erfordernis der Vollendung 
des 18. Lebensjahres kann abgesehen werden 
bei Bewerberinnen und Bewerbern, die das 
17. Lebensjahr vollendet haben und die er- 
forderliche körperliche und geistige Reife be- 
sitzen. 


§ 9 

(1) Die Lehrgänge in der Krankenpflege 
und Kinderkrankenpflege dauern je zwei 
Jahre. 

(2) Es werden verkürzt 

1. für eine Krankenschwester die Dauer des 
Lehrgangs in der Kinderkrankenpflege um 
zwölf Monate, 

2. für eine Kinderkrankenschwester die Dauer 
des Lehrgangs in der Krankenpflege um 
zwölf Monate, 

3. für eine Hebamme die Dauer des Lehr- 
gangs In der Kinderkrankenpflege und des 
Lehrgangs in der Krankenpflege um je 
sechs Monate. 

(3) Die zuständige Verwaltungsbehörde 
entscheidet, wie weit eine Ausbildung in der 
Geisteskrankenpflege oder eine Ausbildung 
in der Krankenpflege, die nicht den Vor- 
schriften dieses Gesetzes entspricht, auf den 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
IIL Der Lehrgang 
§ 8 

(1) Bewerberinnen und Bewerber um die 
Zulassung zum Besuch der Krankenpflege- 
oder Kinderkrankenpflegeschule haben nach- 
zuweisen 

1. unverändert 

2. abgeschlossene Volksschulbildung oder eine 
gleichwertige Schulbildung, 

3. ihre körperliche Eignung zur Ausübung 
des Berufs durch Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses. 

Sie haben ferner ein polizeiliches Führungs- 
zeugnis beizubringen. 

(2) Bewerberinnen müssen außerdem eine 
einjährige hauswirtschaftliche Tätigkeit in 
eigener oder fremder Familie, in einer ge- 
eigneten Anstalt, einer hauswirtschaftlichen 
Schule oder einer Schwesternvorschule abge- 
leistet haben. 

(3) unverändert 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Lehrgang in der Krankenpflege angerechnet 
wird. Eine solche Anrechnung darf zwölf 
Monate nicht überschreiten. 

§ 10 

Auf die Dauer des Lehrgangs werden an- 
gerechnet 

1 . Unterbrechungen durch Ferien von vier 
Wochen jährlich und 

2. Unterbrechungen wegen Erkrankung bis 
zur Gesamtdauer von sechs Wochen. 

§ 11 

(1) Der Lehrgang muß folgende Lehrfächer 
umfassen: 

1. Berufskunde einschließlich der Geschichte 
und der ethischen Grundlagen der Kran- 
kenpflege, 

2. Bau und Verrichtungen des menschlichen 
Körpers, bei der Ausbildung in der Kim 
derkrankenpflege unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Entwicklung des Kin- 
des, 

3. Gesundheitslehre, allgemeine und persön- 
liche Hygiene, Desinfektion, 

4. Krankheitslehre, bei der Ausbildung in der 
Kinderkrankenpflege unter besonderer 
Berücksichtigung der Kinderkrankheiten, 

5. Ernährung, bei der Ausbildung in der Kin- 
derkrankenpflege unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Ernährung des gesun- 
den und des kranken Kindes, 

6. Krankenpflege einschließlich der Pflege 
Geisteskranker und der Ersten Hilfe, 

7. Wochen-, Säuglings- und Kinderpflege, 

8. gesetzliche Vorschriften, insbesondere über 
Infektionskrankheiten, Gesundheitsfür- 
sorge und Unfallschutz. 

(2) Der Lehrgang in der Kinderkranken- 
pflege muß außerdem Psychologie und Päda- 
gogik umfassen, soweit dies für die Aus- 
übung der Kinderkrankenpflege erforder- 
lich ist. 

(3) Die Lehrgänge umfassen theoretischen 
und praktischen Unterricht. Der theoretische 
Unterricht umfaßt mindestens 400 Unter- 
richtsstunden. Der praktische Unterricht 
wird von einer Krankenschwester (einem 
Krankenpfleger) oder einer Kinderkranken- 


§ 10 

Auf die Dauer des Lehrgangs werden an- 
gerechnet 

1. Unterbrechungen durch Ferien bis zu vier 
Wochen jährlich und 

2. Unterbrechungen wegen Erkrankung bis 
zur Gesamtdauer von zehn Wochen. 

S 11 

unverändert 
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Schwester erteilt. Theoretischer Unterricht 
darf nicht in der Freizeit und in den Abend- 
stunden abgehalten werden. 

§ 12 

(1) Die erfolgreiche Teilnahme an dem 
Lehrgang ist durch eine Prüfung vor staat- 
lidien Prüfungsausschüssen nadizuweisen. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Prüfungsordnungen für 
Krankenschwestern (Krankenpfleger) und für 
Kinderkrankenschwestern. 


IV. Praktische Tätigkeit 
§ 13 

(1) Die praktische Tätigkeit dauert ein 
Jahr. Sie ist an einer xur Annahme von Prak- 
tikantinnen ( Praktikanten) ermächtigten 
Kranken- oder Kinderkrankenanstalt abzu- 
leisten und in der Regel innerhalb eines Jah- 
res nach Ablegung der Prüfung zu beginnen. 


(2) Die praJktische Tätigkeit in der Kran- 
kenpflege ist unter Aufsidit einer Kranken- 
schwester (eines Krankenpflegers) abzuleisten. 


(3) Die praktische Tätigkeit in der Kinder- 
krankenpflege ist unter Aufsicht einer Kin- 
derkrankensdiwester abzuleisten. Die prak- 
tische Tätigkeit kann bis zur Dauer von sechs 
Monaten auch an einem Kindererholungs- 
heim oder an einer Kinderheilstätte, die zur 
Annahme von Praktikantinnen ermächtigt 
sind, abgeleistet werden. 

(4) Während der praktischen Tätigkeit 
haben die Praktikantinnen (Praktikanten) 
durch Teilnahme an mindestens 50 Unter- 
richtsstunden ihre während des Lehrgangs 
erworbenen Kenntnisse zu vertiefen. 


siehe § 12 Abs. 1 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


S 12 

(1) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

siehe § 13 a 

(2) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

siehe § 13 b 


IV. Praktische Tätigkeit 
§ 13 

(1) Die praktische Tätigkeit dauert ein 
Jahr. Sie ist an derselben Krankenpflege- 
oder Kinderkrankenpflegeschule abzuleisten, 
an der der Lehrgang stattgefunden hat, und 
ist in der Regel unmittelbar im Anschluß an 
den Lehrgang zu beginnen. Sie kann auch 
an den in § 6 genannten Anstalten abge- 
leistet werden. 

(2) Die praktische Tätigkeit in der Kran- 
kenpflege ist unter Aufsidit einer Kranken- 
schwester (eines Krankenpflegers), die prak- 
tische Tätigkeit in der Kinderkrankenpflege 
unter Aufsicht einer Kinderkrankenschwester 
abzuleisten. 

(3) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

siehe Absatz 2 


(4) unverändert 


IV a. Prüfungen 
§ 13 a 

Die erfolgreiche Teilnahme an dem Lehr- 
gang ist durch eine Prüfung vor staatlichen 


10 



Entwurf 


siehej 12 Abs. 2 


V. Zuständigkeiten 
§ 14 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 2, 
§ 4 Abs. 1, §§ 5 und 16 Abs. 3 Satz 1 trifft 
die für den Wohnsitz der Krankenschwester, 
des Krankenpflegers oder der Kinderkran- 
kenschwester zuständige Verwaltungsbe- 
hörde. 

(2) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 
und § 16 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 
trifft die Verwaltungsbehörde, in deren Be- 
reich die Prüfung abgelegt worden ist. 

(3) Die Entscheidungen nadi § 9 Abs. 3 
trifft die Verwaltungsbehörde, in deren Be- 
reich die Schule oder die Anstalt liegt. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne dieses 
Gesetzes ist die fachlich zuständige oberste 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Verwaltungsbehörde, 


VL Ordnungswidrigkeiten 

% 15 

(1) 'Ordnungswidrig handelt y wer ohne die 
Erlaubnis nach § 1 zu besitzen, die Berufs- 
bezeichnung „Krankenschwester“, „Kranken- 
pfleger“ oder „Kinderkrankenschwester“ 
führt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner y wer 
die Benifsibezeichnung „Säuglings- und Kin- 
derschwester“ führt, 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Prüfungsausschüssen nachzuweisen. Die Ver- 
waltungsbehörde kann der Kranken- oder 
Kinderkrankenpflegeschule gestatten, daß die 
Prüfung nach Ableistung der praktischen 
Tätigkeit abgelegt wird. 

§ 13b 

Der Bundesminister des Innern erläßt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnungen für Krankenschwestern (Kran- 
kenpfleger) und für Kinderkrankenschwe- 
stern. 

V. Zuständigkeiten 
§ 14 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 2, 
§ 4 Abs. 1, §§ 5, 16 Abs. 3 Satz 1 und 
§ 17 a trifft die für den Wohnsitz der Kran- 
kenschwester, des Krankenpflegers oder der 
Kinderkrankenschwester zuständige Verwal- 
tungsbehörde. 

(2) u n V e r ä n d e r t 


(3) Die Entscheidungen nach § 6, § 9 
Abs. 3 und § 13 a trifft die Verwaltungs- 
behörde, in deren Bereich die Schule oder 
die Anstalt liegt. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne dieses 
Gesetzes ist die von der Landesregierung be- 
stimmte Behörde. 


VI. Strafbestimmungen 

§ 15 

Mit Gefängnis bis zu drei Monaten und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
wird bestraft, 

1. wer ohne die Erlaubnis nach § 1 zu be- 
sitzen, die Berufsbezeichnung „Kranken- 
schwester“ oder „Krankenpfleger“ oder 
„Kinderkränkenschwester“ rührt, 

2. wer die Berufsbezeichnung „Säuglings- 
und Kinderschwester“ führt, ohne als sol- 
che vor Inkrafttreten dieses Gesetzes staat- 
lich anerkannt worden zu sein. 
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VII. Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 16 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erteilte staatliche Anerkennung als Kranken- 
schwester oder Krankenpfleger oder Säug- 
lings- und Kinderschwester gilt als Erlaubnis 
nadi § 1. 

(2) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Krankenpflege oder die Kinderkranken- 
pflege mindestens fünf Jahre an einer Kran- 
kenanstalt oder Kinderkrankenanstalt oder 
einer sonstigen Anstalt, die durch das Ge- 
sundheitsamt überwacht wird, ausgeübt hat, 
erhält die Erlaubnis nach § 1, wenn er die 
Krankenpflege- oder die Kinderkranken- 
pflegeprüfung bestanden hat und wenn kein 
Versagungsgrund nach § 3 vorliegt. Er wird 
zur Prüfung zugelasseri, ohne daß es des 
Nachweises der Teilnahme an einem Lehr- 
gang bedarf, wenn er sich binnen eines Jah- 
res nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur 
Prüfung meldet. 

(3) Geisteskrankenpfleger, die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes mindestens zehn Jahre 
in der Geistesikrankenpflege tätig sind, erhal- 
ten die Erlaubnis nach § 1 ohne die vorge- 
schriebene Ausbildung und Prüfung, falls sie 
dies binnen sechs Monaten nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes beantragen und kein Ver- 
sagungsgrund nach § 3 vorliegt. Für Geistes- 
krankenpfleger, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes mindestens fünf Jahre in der Gei- 
steskrankenpflege tätig sind, gilt Absatz 2 
entsprechend. 


§ 17 

Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
gonnene Ausibildung in der Krankenpflege 
oder Kinderkrankenpflege wird nach den 
bisher geltenden Vorschriften abgeschlossen. 
Nach Abschluß der Ausbildung erhält die 
Bewerberin (der Bewerber) eine Erlaubnis 
nach § 1. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
VIL Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 16 

(1) u n V e r ä n d e r t 


(2) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Krankenpflege oder die Kinderkranken- 
pflege mindestens fünf Jahre an einer Kran- 
kenanstalt oder Kinderkrankenanstalt oder 
einer sonstigen Anstalt, die durch das Ge- 
sundheitsamt überwacht wird, ausgeübt hat, 
erhält die Erlaubnis nach § 1, wenn er die 
Krankenpflege- oder die Kinderkranken- 
pflegeprüfung bestanden hat und wenn kein 
Versagungsgrund nach § 3 vorliegt. Er wird 
zur Prüfung zugelassen, ohne daß es des 
Nachweises der Teilnahme an einem Lehr- 
gang bedarf, wenn er sich binnen zwei Jah- 
ren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur 
Prüfung meldet. 

(3) Geisteskrankenpfleger, die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes mindestens zehn Jahre 
in der Geisteskrankenpflege tätig sind und 
eine Prüfung in der Geisteskrankenpflege 
abgelegt haben, erhalten die Erlaubnis nach 
§ 1 ohne die vorgeschriebene Ausbildung und 
Prüfung, falls sie dies binnen sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beantra- 
gen und kein Versagungsgrund nach § 3 
vorliegt. Für Geisteskrankenpfleger, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes mindestens fünf 
Jahre in der Geisteskrankenpflege tätig sind, 
gilt Absatz 2 entsprechend. 

§ 16a 

Krankenpflegeschulen, die vor Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes die staatliche Anerken- 
nung^ erhalten haben, gelten weiterhin als 
staatlich anerkannt nach § 6, falls die Aner- 
kennung nicht zurückgenommen wird. 

S 17 

unverändert 
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§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Verordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 19 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. Gleichzeitig treten, soweit sich nicht 
aus § 17 etwas anderes ergibt, alle entgegen- 
stehenden Vorschriften außer Kraft, insbe- 
sondere 

1. das Gesetz zur Ordnung der Kranken- 
pflege vom 28. September 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1309), 

2. die Krankenpflegeverordnung vom 
28. September 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1310) in der Fassung vom 8. Dezember 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 678), 

3. die Ausführungsverordnung vom 28. Sep- 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1314), 

4. die Ergänzungsverordnung vom 28. Sep- 
tember 1938 (Reidisgesetzbl. I S. 1320), 


5. die Säuglings- und Kinderpflegeverord- 
nung vom 15. November 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 2239) in der Fassung der 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 17 a 

Den Sanitätsdienstgraden der Bundeswehr 
und den Sanitätsbeamten des Bundesgrenz- 
schutzes kann nach einer die gesamte Aus- 
bildung abschließenden Prüfung und einer 
anschließenden, mindestens dreijährigen 
Dienstzeit im Sanitätsdienst (Gesundheits- 
dienst) die Erlaubnis nach § 1 erteilt wer- 
den, wenn die Entlassung aus dem Dienst 
der Bundeswehr oder des Bundesgrenzschut- 
zes nicht länger als zwei Jahre zurückliegt 
und kein Versagungsgrund nach § 3 vorliegt. 

§ 18 

unverändert 


§ 19 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten, 
vorbehaltlich der Vorschrift des Absatzes 2 
und soweit sich nicht aus § 17 etwas anderes 
ergibt, außer Kraft 

1. unverändert 


2, unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 

4 a. die Verordnung zur Änderung der 
Ersten und Zweiten Verordnung über 
die berufsmäßige Ausübung der Kran- 
kenpflege und der Erriditung von 
Krankenpflegeschulen vom 15. Sep- 
tember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1823), 

4 b. die Verordnung zur Ergänzung der 
Krankenpflegeverordnung vom 6. Ja- 
nuar 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 5), 

5. unverändert 
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Verordnung vom 19. Juni 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 941), 

6. die Säuglings- und Kinderpflege- Ausfüh- 
rungsverordnung vom 15, November 
1939 (Reidisgesetzbl. I S. 2244), 


7. die Schleswig-Holsteinische Verordnung 
über idie Verlängerung der Ausbildungs- 
zeit von allgemein ausgebildeten Schwe- 
stern vom 1. April 1946 (Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein S. 91), 

8. die Schleswig-Holsteinische Verordnung 
zur Änderung der Krankenpflegeverord- 
nung vom 14. Februar 1947 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 
S. 3), 

9. die Niedersächsische Verordnung über das 
Inkrafttreten der §§ 1 Abs. 1, 17 und 18 
der Krankenpflegeverordnung vom 
28, September 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1310) in der Fassung des § 1 der Ver- 
ordnung vom 15. September 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1823) vom 29. Sep- 
tember 1947 (Niedersächsisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 102). 

10. die Niedersädisische Verordnung zur 
Änderung der Ersten und Zweiten Ver- 
ordnung über die berufsmäßige Äus- 
übung der Krankenpflege und die Errich- 
tung von Krankenpflegeschulen vom 
4. Oktober 1948 (Niedersächsisches Ge- 
setz- und Vorordnungsblatt S. 159), 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


6. unverändert 


6 a. die Verordnung zur Änderung der 
Ersten und Zweiten Verordnung über 
die berufsmäßige Ausübung der Säug- 
lings- und Kinderpflege und die Er- 
richtung von Säuglings- und Kinder- 
pflegeschulen vom 23. November 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 661), 

7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


10 a. das Hambur gische Gesetz zur Abände- 
rung der Krankenpflegeverordnung 
und der Ausführungsverordnung vom 
16. Dezember 1948 (Hamburgisdies 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 159), 

10 b. das Bremische Gesetz zur Änderung 
der Krankenpflegeverordnung vom 
28. September 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1310) vom 12. Mai 1949 (Gesetz- 
blatt der Freien und Hansestadt Bre- 
men S. 90), 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


11. das Bremische Gesetz zur Ordnung der 
Krankenpflege vom 30. August 1949 (Ge- 
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 179), sowie die Durchführungsverord- 
nung vom 1. März 1950 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 25). 


11. unverändert 


(2) Bis zu einer anderweitigen gesetzlichen 
Regelung finden § 8 Abs. 3 der Kranken- 
pflegeverordnung und § 9 Abs. 3 der Säug- 
lings- und Kinderpflegeverordnung weiter- 
hin Anwendung. 
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